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UNSERE 48 KANDIDATINNEN 

UND KANDIDATEN ➔➔➔➔➔
Mit * gekennzeichnete Kandidatinnen und Kandidaten sind keine Parteimitglieder.

Für den Gemeinderat:

Die Kandidatinnen und Kandidaten der FDP Mannheim finden Sie auf 

Liste 4 Ihrer Wahlunterlagen.

So wird gewählt:

a) Sie können den Stimmzettel unverändert abgeben und damit 

allen Kandidatinnen und Kandidaten der Liste jeweils eine Stim-

me geben.

b) Sie können einzelnen Kandidatinnen und Kandidaten jeweils bis 

zu drei Stimmen geben (einfach die Zahlen 1, 2 oder 3 in das 

Stimmfeld schreiben). Insgesamt haben Sie 48 Stimmen, die 

Sie auf diese Weise verteilen dürfen.

c) Sie können einzelne Kandidatinnen und Kandidaten von einem 

Stimmzettel auf einen anderen übernehmen (die Namen in 

die feien Zeilen schreiben) und diesen jeweils bis zu drei Stim-

men geben. Insgesamt haben Sie 48 Stimmen, die Sie auf diese 

Weise verteilen dürfen.

Platz 8
Volker Seitz *
71, aus der 
Innenstadt, 
Gesellschaftsfotograf

Platz 16
Anne Blender
28, vom Lindenhof, 

Beamtin

Platz 24
Dr. Julia 
Schüler
48, vom Almenhof, 

Biologin

Platz 32
Bärbel Held *
55, von der Rheinau, 

Kaufmännische Ange-

stellte

Platz 40
Christian 
Sandner
44, aus Feudenheim, 

Versicherungskauf-

mann

Platz 48
Felix Glaser
42, aus Neckarau, 

Jurist und 
Finanzplaner

Platz 1

Volker Beisel
37, aus 
Neuhermsheim, 

Immobilienkaufmann

Platz 9
Wolf Engelen
73, vom Lindenhof, 

Kaufmann

Platz 17
Dr. Julia 
Schilling *
41, aus der 
Neckarstadt-Ost, 

Apothekerin

Platz 25
Dr. Arndt 
Ellwanger
44, aus Feudenheim, 

Patentanwalt und 

Chemiker

Platz 33
Thomas Raffler *
44, vom Lindenhof, 

Selbstständiger 

Fotografenmeister

Platz 41
Claus Präg
54, aus 
Feudenheim, 
Elektromeister

Platz 2
Dr. Birgit 
Reinemund
54, aus Feudenheim, 

Tierärztin

Platz 10
Dr. Silvie 
Kohlmann
47, aus der 
Gartenstadt, 
Frauenärztin

Platz 18
Christoph 
Wittmann
46, aus der 
Innenstadt, 
Opernsänger

Platz 26
Irene Betz *
67, aus Käfertal, 

Rentnerin

Platz 34
Marcel 
Schüller
40, aus Sandhofen, 

Disponent Express-

kurier

Platz 42
Dr. Thomas 
Gutschlag
49, aus Wallstadt, 

Unternehmer

Platz 3
Birgit Sandner- 
Schmitt
43, aus Feudenheim, 

Fachwirtin d. Grund-

stücks- u. Wohnungs-

wirtschaft

Platz 11
Thomas Gögel
43, aus Käfertal, 

Dipl.-Kaufmann

Platz 19
Dr. Birgit 
Lehmann *
73, aus der 
Neckarstadt-Ost, 

Ärztin

Platz 27
Dr. Dario 
Arcos-Diaz *
27, aus der 
Innenstadt, Biologe

Platz 35
Swantje 
Göschel
57, aus der 
Gartenstadt, 
Oberstudienrätin

Platz 43
Dr. Ingo Reich
62, aus der 
Oststadt, 
Chirurg

Platz 4
Florian 
Kußmann
39, aus der Oststadt, 

Selbstständiger Gas-

tronom

Platz 12
Dr. Achim Ding
62, aus Feudenheim, 

Chemiker

Platz 20
Johannes 
Hergesell
24, aus Neckarau, 

Student der Wirt-

schaftsinformatik

Platz 28
Benjamin 
Pfleger
32, aus der 
Innenstadt, 
Dipl.-Politologe

Platz 36
Wilhelm 
Strunk
21, aus Sandhofen, 

Auszubildender

Platz 44
Jens 
Brandenburg
27, aus der 
Schwetzingerstadt, 

Politikwissenschaft-

ler

Platz 5
Michael 
Scheidel *
54, aus Käfertal, 

Versicherungsfach-

wirt

Platz 13
Hans Held
60, von der Rheinau, 

Key Account Manager

Platz 21
Kai Ming Au
29, aus der 
Innenstadt, 
Student der Finanz-

dienstleistungen

Platz 29
Alexander 
Hendorf
42, aus der 
Innenstadt, 
Selbstständiger 

Software Engineer

Platz 37
Nicolas Ullrich
39, aus der Oststadt, 

Leiter Business De-

velopment

Platz 45
Dr. Johannes 
Bayerl
64, aus der 
Oststadt, 
Chefarzt

Platz 6
Fatih Özdemir
32, aus der 
Schwetzingerstadt, 

Wirtschaftsingenieur

Platz 14
Emanuel
Kollmann
25, aus der 
Innenstadt, 
Student der Rechts-

wissenschaften

Platz 22
Halil Kiratzi *
29, aus der 
Innenstadt, 
Wirtschaftsingenieur

Platz 30
Johannes 
Schmidt
26, aus der 
Innenstadt, 
Ingenieur

Platz 38
Dr. Hein 
Lehmann
75, aus der 
Neckarstadt-Ost, 

Mathematiker

Platz 46
Kai Uwe 
Weidlich
45, aus Neckarau, 

Geschäftsführer im 

Bereich Marktfor-

schung

Platz 7
David 
Hergesell
23, aus Neckarau, 

Lehramtsstudent

Platz 15
Volker Diehl
47, aus der 
Innenstadt, 
Selbstständiger 

Softwareentwickler

Platz 23
Christine 
Wittmann *
44, aus der 
Innenstadt, 
Orchestermusikerin

Platz 31
Vincent 
von Uechtritz
21, aus der 
Innenstadt,
Student der Volks-

wirtschaftslehre

Platz 39
Dr. Bertram 
Krumm
65, aus der 
Neckarstadt-West, 

Mathematiker

Platz 47
Alexander 
Götz
36, aus 
Seckenheim, 
Psychologischer 

Berater



Arbeitsmarkt und Fachkräftemangel
siehe auch Mittelstandspolitik und Wirtschaftsförderung
• Förderung/Bestandsbetreuung der örtlichen Betriebe, 

Unterstützung von Neuansiedlungen und Existenzgrün-
dungen zur Sicherung von Ausbildungsplätzen (unbüro-
kratische Hilfe, Beratung, gutes Angebot an Industrie-/
Gewerbefläche, Existenzgründerzentren)

• Flächenbedarf für Industrie, Gewerbe, Handel, Handwerk 
bei Konversion berücksichtigen, Expansion lokaler Betrie-
be und Neuansiedlung, um Arbeitsplatzangebot zu erhö-
hen.

• Evaluierung der Umsetzung/Zielerreichung der „Wirt-
schaftlichen Strategie“ der Wirtschaftsförderung

• Konzentration der städtischen Maßnahmen zur Qualifizie-
rung von Jugendlichen und beim Übergang Schule/Beruf 
statt Projektflut

• Lohnzuschüsse für Langzeitarbeitslose zur Eingliederung 
in den ersten Arbeitsmarkt besser nutzen statt Subventio-
nierung des zweiten/dritten Arbeitsmarkts,

• Erfolgreiche Arbeit des Jobcenters und der Jobbörsen stär-
ken

• Unterstützung für die Arbeit der berufsbildenden Schulen 
beim Modellversuch „Übergangsmanagement Schule – 
Beruf“

• Berufsschulen sanieren, Ausstattung modernisieren
• Berufliche Aus- und Weiterbildung stärken, Kampf gegen 

den Unterrichtsausfall an den Berufsschulen
• Attraktiver Wohnraum für Fach- und Führungskräfte auf 

den Konversionsflächen schaffen
• Ausbildungskapazitäten des Fröbel-Seminars weiter er-

höhen, um Fachkräftemangel im ErzieherInnen-Bereich 
entgegen zu wirken

• Weiterhin Maßnahmen gemäß bereits beschlossenen 
B-Vorlagen zum Abbau des Fachkräftemangels im Erziehe-
rInnenbereich ergreifen

• Kleine und Mittlere Unternehmen (KMUs)  beraten/unter-
stützen bei der Schaffung von Ausbildungsplätzen, Arbeit-
geber mit Migrationshintergrund einbeziehen

• Landesanerkennungsgesetz zur Anerkennung von auslän-
dischen Abschlüssen vor Ort umsetzen

Barrierefreiheit vorantreiben
siehe auch Inklusion und Seniorenpolitik
• Investitionsmittel für barrierefreien Umbau im öffentlichen 

Raum, öffentlichen Gebäuden und zur Herstellung von Mo-
bilitätsketten erhöhen

• Prioritätenliste in Zusammenarbeit mit der AG Barrierefrei-
heit kontinuierlich abarbeiten

• Erstellung eines „barrierefreien Stadtplanes“
• Mannheim App mit elektronischem Stadtführer für Men-

schen mit Behinderungen
• Bedienungsfreundliche Fahrkartenautomaten
• Barrierearmut und Barrierefreiheit konsequent umsetzen, 

dabei jedoch unverhältnismäßig kostenintensive Maßnah-
men vermeiden

• Barrierearmut und Barrierefreiheit ist Grundlage für gelin-
gende Inklusion in Kindertagesstätten, Schulen, Wohnen, 
Arbeitswelt, bei gesellschaftlicher Teilhabe

• Unterstützung der Vereine beim Herstellen barrierefreier 
Zugänge zu Sportanlagen

• Barrierefreien Zugang zu den Flüssen, z.B. am alten Mes-
splatz, schaffen

• Beratung für barrierearmen/-freien Umbau von Privatwoh-
nungen gewährleisten

• Öffentliche Spielplätze mit „behindertengerechten“ Spiel-
geräten ausstatten

• Inklusion umsetzen und leben

Bäder siehe auch Sport
• Schaffung einer attraktiven und wirtschaftlich effizienten 

Bäderlandschaft durch Umsetzung eines überarbeiteten 
Bäderkonzeptes, das zeitnah zu entwickeln ist.

• Überarbeitung des Bäderkonzepts unter Einbeziehung der 
Konversionsflächen umgehend erstellen und umsetzen, 
das den Bedarf des freien Schwimmens, des Vereins- und 
des Schulsports abdeckt

• Unabhängig vom Bäderkonzept wollen wir das Carl-Benz-
Bad aufgrund seiner sozialen Stadtteilfunktion auf jeden 
Fall erhalten

• Gesamtnutzungskonzept für Herschelbad endlich vorlegen

Bildung
• Bei allen schulischen Entscheidungen ist primär auf die 

Schulautonomie Rücksicht zu nehmen. In Entscheidungen 
über Sanierungen, Umbauten, Schularten und Projekte 
sind Schüler, Eltern und Lehrern unbedingt einzubinden.

• Frühkindliche Bildung in Kooperation mit Stiftungen, Ver-
einen, freien Trägern, Wirtschaft stärken (Kindergartenla-
bor, die kleinen Forscher, Sport-, Musikangebot usw.)

• Eltern-Kind-Zentren (ELKIZ) erhalten und auch außerhalb 
der Sozialräume 4+5 ausbauen

• Förderprogramm des Bundes „Offensive Frühe Chancen“ 
nutzen

• Verstärkung der Schulsanierungsmaßnahmen gemäß re-
gelmäßig zu aktualisierender Prioritätenliste

• Der Sanierungsstau an Schulen (über 300 Millionen Euro) 
ist schnellstmöglich abzubauen und hat hohe Priorität, da-
mit Mannheimer Kinder in ungefährlichen und modernen 
Schulgebäuden unterrichtet werden können.

• Bei der Abarbeitung des Sanierungsstaus an Schulen dür-
fen das pädagogische Konzept, bereits getätigte Investi-
tionen und die demographische Entwicklung nicht das 
einzige Entscheidungskriterium sein. Vielmehr sind bei 
einer eventuellen Reduzierung oder Aufgabe eines Schul-
standortes auch die sozialen Integrationsfunktionen einer 
Schule, die Wegebeziehungen und die Auswirkungen auf 
maßgebliche Kooperationen mit einzubeziehen.

• Weiterhin Angebote im Bereich Erwachsenenbildung un-
terstützen, um der wachsenden Bedeutung in diesem 

me oder Spielplätze.

Denkmalschutz
• Entwicklung eines Nutzungskonzeptes und die Innensanie-

rung des Herschelbads
• Nach der Sanierung der Fassade muss auch die Innensa-

nierung der Sternwarte angegangen werden. Dabei soll die 
Sternwarte deutlich häufiger für die Allgemeinheit zugäng-
lich und erlebbar werden

• Stärkung des Denkmalbeirates durch frühzeitige Einbezie-
hung vor wesentlichen Entscheidungen in Denkmalangele-
genheiten

• Denkmalschutz und zeitgemäße Anforderungen wie Barrie-
refreiheit müssen immer wieder kreativ in Einklang gebracht 
werden z.B. Billing-Bau. Dazu müssen die Betroffenen früh-
zeitig eingebunden werden

• Versetzung der Theresienkapelle durch private Investoren 
ermöglichen

• Denkmalschutz bei Konversionsgeländen berücksichtigen
• Keine Sanierung der Multihalle im Herzogenriedpark ohne 

tragfähiges Nutzungskonzept

E-Government 
und Moderne Stadtverwaltung
• Neuen Personalausweis nutzen und E-Government ausbau-

en
• Online-Anmeldeverfahren für An-, Ab- und Ummeldung von 

Wohnsitzen
• Online-Anmeldeverfahren für Baugenehmigung
• Reform der Bürgerdienstbezirke überprüfen
• Angebote für Bürger mit Migrationshintergrund erweitern
• Das „elektronische“ Meldesystem für Kinderbetreuung  

(MEKI) optimieren und anwenderfreundlich gestalten
• Ausbau des Datenschutzes bei der Stadtverwaltung

Energie
• Neutrales Beratungsangebot zu Energiesparen, energeti-

scher Sanierung und Landes-/Bundesförderung bei der Kli-
maschutzagentur bündeln

• Energetische Sanierung von städtischen Liegenschaften 
muss sich rechnen. Kein Passivhausstandard, wenn Sanie-
rung nicht wirtschaftlich

• Energieverbrauchsoptimierung bei öffentlichen Gebäuden 
wenn sinnvoll

• Öffentliche Beleuchtung, Straßenbeleuchtungskonzepte 
energieeffizient umbauen (Steuerung der Beleuchtung, Ein-
satz von LED-Leuchten)

• Bessere Ausnutzung und Ausweitung des Fernwärmenetzes 
voran treiben

• Kontinuierliches Auflösen des Sanierungsstaus eröffnet 
Chance zur energetischen Gebäudesanierung öffentlicher 
Gebäude und Quartiersanierung

• Schutz der verbliebenen neun Gaslaternen als Industrie-
denkmal (s. Käfertal in Teil C)

Familie, Jugend und Senioren
siehe auch Seniorenpolitik
• MEKI (elektronisches Meldesystem Kinderbetreuung) opti-

mieren und weiterentwickeln um genauere Bedarfsermitt-
lung auch in die Zukunft zu ermöglichen

• Vergabe der Kinderbetreuungsplätze gemeinsam mit den 
freien Trägern optimieren

• Mannheimer Familientag (freier Eintritt in öffentliche Ein-
richtungen, Bäder, Museen) statt Mannheimer Familienpass

• In der Kinderbetreuung mehr Kooperationen mit Vereinen 
anstreben, um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu 
steigern

• „Offensive Familienfreundliches Mannheim“ starten: On-
line-Plattform auf Homepage der Stadt integrieren, der 
neben dem bisher schon bestehenden Kindergarten-Finder 
eine Suchmaschine für Freizeitmöglichkeiten, Spielplätze, 
inklusive Angebote und Ferienangebote erhält (analog dem 
Online-Angebot der Stadt Heidelberg)

• Schwerpunkt beim Ausbau von Grundschulen als Ganzta-
gesschule – je nach Wunsch der Schulgemeinschaft als of-
fene, teilgebundene oder gebundene Ganztagsschule

• Vereinbarkeit von Familie und Beruf fördern: flexiblere Be-
treuungszeiten bei der Kinderbetreuung, angepasst an die 
Realität von Berufstätigen von 7:00 Uhr bis 19:00 Uhr

• Bedarfsgerechte Betreuungsangebote für Kinder auch in 
den Ferienzeiten

• Forderung eines gebührenfreien Regelbetreuungsplatzes für 
jedes Kind ab 3 Jahren

• Kinder- und Jungendbeteiligung weiter fördern und besser 
mit anderen Beteiligungsprozessen verzahnen, z.B. EKI-Pro-
zess, Bezirksbeiratsarbeit, Erhalt Büro 68!Deins, Evaluation 
des Modells der Kinder- und Jugendbeteiligung)

• Eltern-Kind-Zentren erhalten und bedarfsorientiert auch in 
anderen Stadtteilen ausbauen (z.B. auch in Stadtteilen der 
„Sozialraumtypologie 3“)

• Programm „Frühe Hilfe“ erhalten und ausbauen
• Vermeidung von Kindeswohlgefährdung hat oberste Prio-

rität: Mitarbeiterzufriedenheit erhöhen und Belastung des 
einzelnen Reduzieren durch Personalaufstockung in sensib-
len Bereichen

• Kinder- und Seniorenfreizeiten für Bedürftige erhalten
• Jugend- und Seniorentreffs nicht weiter ausdünnen, Koope-

ration mit Vereinen fördern
• Seniorenrat, AG Barrierefreiheit u.ä. frühzeitig einbinden
• Seniorenberatung erhalten und besser kommunizieren
• Frauenhäuser erhalten und um Kofinanzierung aus der Met-

ropolregion bemühen
• Frauen- und Mädchennotruf unterstützen

Flussufer
• Mannheim muss seine Lage an zwei Flüssen unter Berück-

sichtigung der Belange des Naturschutzes und des Hoch-
wasserschutzes besser nutzen.

• Masterplanung blau_Mannheim_blau 2020 als Grundlage 
nutzen, wobei Nutzungskonflikte, z.B. im Hafengebiet, ver-
mieden werden sollen

• Barrierefreier Zugang zum Neckarvorland in der Neck-
arstadt-West

• Mehr Toilettenanlangen (auch barrierefreie) an den Flüssen, 
um den Freizeitwert zu erhöhen

Bereich durch den demographischen Wandel Rechnung zu 
tragen.

• Schulen zukunftsfähig machen durch zeitgemäße Lehrmittel 
und naturwissenschaftliche Räume

• Weiterer Ausbau der Ganztagsschulen ist wichtig und not-
wendig, um die notwendige Bildungsgerechtigkeit sowie die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu gewährleisten.

• Verantwortliche vor Ort sollen entscheiden dürfen, ob sie 
eine Ganztagesschule werden möchten und in welcher Form 
sie dieses schulische Angebot umsetzen wollen - offen, teil-
gebunden oder gebunden.

• Kooperationsmöglichkeiten von Schulen mit Trägern der 
freien Jugendarbeit sowie mit Vereinen fördern, damit auch 
außerschulische Bildungsmöglichkeiten gewährleistet wer-
den.

• Die Gemeinschaftsschule kann eine Ergänzung der kommu-
nalen Bildungslandschaft sein, deren Ausbau darf aber nicht 
zu Lasten der anderen Schularten gehen.

• Die FDP Mannheim unterstützt das Anliegen des Konrad-Du-
den-Schulzentrums, zu prüfen, ob dort eine Außenstelle der 
Integrierten Gesamtschule Mannheim-Herzogenried (IGMH) 
verwirklicht werden kann

• Wir wollen Schulen die Möglichkeit geben, sich verstärkt um 
Drittmittel zu bemühen

• Schulen Freier Träger nicht benachteiligen
• Frühkindliche Bildung in Kindergärten weiter ausbauen
• Übergänge von den einzelnen Schularten zur nächsthöheren 

Schulart optimieren/Durchlässigkeit durch Förderangebote 
und Kooperationen verbessern Berufsschulen ertüchtigen 
(siehe Arbeitsmarkt/Fachkräfte)

• Die verschiedenen Standorte der zentralen Stadtbibliothek 
sollen am Standort N1 (Stadthaus) zusammengeführt wer-
den, um personelle und finanzielle Ressourcen effizienter 
einsetzen zu können. Es soll einen stärkeren Wettbewerb 
bei Bildungseinrichtungen geben.

• Wir begrüßen die Ansiedlung von privaten Schulen u.a. einer 
„Europäischen Schule“ in Mannheim, idealerweise mit ange-
schlossener Kindertageseinrichtung

• Sensibilisierung für interkulturelle Pädagogik/Elternarbeit 
durchgängig von Krippe bis weiterführende Schule bei allen 
Beteiligten erhöhen

• Sonder- und Förderschule erhalten um bei der Umsetzung 
der Inklusion den Eltern echte Wahlfreiheit zu erhalten

• Exzellenzförderung und Kinderakademie in Kooperation mit 
Wissenschaftlichen Einrichtungen fortführen

Bundesgartenschau BUGA 2023
Wir Liberale haben den Bürgerentscheid zur Bundesgar-
tenschau beantragt und wir freuen uns, dass sich so viele 
Mannheimerinnen und Mannheimer bei diesem wichtigen 
lokalen Thema Gehör verschafft haben. Die FDP hat die 
Bundesgartenschau abgelehnt, da Mannheim angesichts 
des Sanierungsstaus von über 300 Millionen Euro alleine im 
Schulbereich wichtigere Aufgaben zu bewältigen hat, als ein 
erneutes Großprojekt zu finanzieren. Mit der knappen Mehr-
heit von rund 2000 Stimmen haben sich die Mannheimer für 
eine Bundesgartenschau 2023 ausgesprochen. Das Ergebnis 
des Bürgerentscheids hat eine Bindungswirkung von drei Jah-
ren. Die FDP will deshalb die weiteren Planungen zur BUGA 
konstruktiv-kritisch begleiten.
• Kostenkontrolle bei der Bundesgartenschau im Jahr 2023
• Der Investitionsrahmen von 105,5 Millionen Euro ist gede-

ckelt
• Der Luisenpark sollte bei der BUGA stärker einbezogen wer-

den
• Die Straße „Am Aubuckel“ ist ein wirtschaftliches Risiko 

für die BUGA. Eine Verlegung ist für uns unabdingbar. Nach 
Beendigung der BUGA soll kein eintrittspflichtiger und kein 
pflegeintensiver Park entstehen / Aufhebung der Einzäun-
ung

• Frühere Einbindung der Bezirksbeiräte auch im Projektver-
lauf, Transparenz über laufende Kostenkalkulation und Än-
derungen im Konzept

• Einhaltung der Zusage des Oberbürgermeisters, eine jährli-
che Rücklage von rund    7,5 Millionen Euro zur Finanzierung 
der BUGA im Jahr 2023 einzustellen bzw. Rückstellungen zu 
bilden.

• Frühzeitiger Beginn der BUGA-Randentwicklungen z.B. 
durch die Aufwertung des Sportparks Pfeifferswörth/Neck-
arplatt

• Bei der Realisierung des Grünzugs Nordost und der Reali-
sierung der für das Stadtklima wichtigen Frischluftschneise 
kommt der Feudenheimer Au eine zentrale Bedeutung zu. 
Die Planungen für die künftige Nutzung müssen dies berück-
sichtigen und ein größtmöglicher Schutz der Feudenheimer 
Au muss gewährleistet sein.

Bürgerrechte
• Gruppenauskünfte durch das Melderegister untersagen
• Verbotskultur eindämmen; Gebotskultur fördern
• Prävention, statt allgemeines Alkoholverbot auf öffentlichen 

Plätzen
• Unterstützung einer Gesetzesinitiative zur Einführung eines 

aktiven und passiven kommunalen Wahlrechtes für mindes-
tens fünf Jahre hier lebende Nicht-EU-Ausländer

Bürgerschaftliches 
und Ehrenamtliches Engagement
• Die Haushaltsberatungen sollen zukünftig mit einem so 

genannten „Bürgerhaushalt“ durchgeführt werden. Dabei 
haben Mannheimer BürgerInnen die Möglichkeit, über ein 
Online-Tool konkrete Vorschläge zum Haushaltsentwurf zu 
machen. Diese Vorschläge können dort von allen Bürgern 
bewertet werden. Dadurch muss sich der Gemeinderat da-
nach mit den beliebtesten Forderungen befassen und kann 
über sie abstimmen.

• Angebote des Bundesfreiwilligendienst ausbauen und be-
werben, auch besonders im Kinderbetreuungsbereich

• Ehrenamt fördern, z.B. durch Anerkennungskultur, Ehren-
amtspass, Stadtteilbudgets

• Bedeutende Rolle von Freiwilliger Feuerwehr, Sanitätsdienst 
und Katastrophenschutz besonders würdigen und unter-
stützen, z.B. durch Kampagne zur Nachwuchsgewinnung

• Vereinstätigkeit von z.B. Sport, Bürgerverein, Kultur- und So-
zialvereine etc. unterstützen

• Bürgerschaftliches Engagement weiter ausbauen, z.B. durch 
Anreize zur Übernahme von Patenschaften für Straßenbäu-

• Projekt „Riwwerside“ ermöglichen, wenn Infrastruktur- und 
Sicherheitsprobleme gelöst sind.

• Verbesserung der Parkplatzsituation für die Anwohner an 
Rheinpromenade prüfen (evtl. auf Gelände des Grünhofs 
Mitte)

• Busparkplätze an den Schiffsanliegerstellen an der Rhein-
promenade schaffen ohne PKW-Stellplätze dabei zu redu-
zieren

Genossenschaften und Baugemeinschaften
• Unterstützung des Genossenschaftswesens, z.B. der Famili-

engenossenschaft und Wohnungsgenossenschaften
• Unterstützen von privaten Baugemeinschaften (z.B. durch 

Beratung, Workshops, Infotage) insbesondere auf Konversi-
onsgeländen

• Verstärkte Wohnungsprivatisierung von GBG-Wohnungen 
an Mieter zur Erhöhung der Eigentumsquote als Instrument 
der Altersvorsorge

Gesundheitspolitik kommunal
• Neustrukturierung und bessere Kooperation der Suchtbe-

ratungsstellen in unterschiedlicher Trägerschaft zur nach-
haltigeren und effizienteren Versorgung der Süchtigen in 
Mannheim (z.B. Überprüfung der bisherigen Trennung bei 
den Beratungsdiensten in legale und illegale Drogen)

• Stadtklima durch Ausbau und Erhalt von Frischluftschneisen 
verbessern

• Mehrgenerationen-Trainingsanlagen ausbauen und Frei-
raum für vereinsungebundenen Bewegungs-/Sportarten ge-
stalten (Konversion) , z.B. Projekt „Sport im Park“ (s. Sport)

• Klinikum Mannheim und Medizinische Fakultät wirtschaft-
lich führen und den Erhalt für den Wissenschaftsstandort 
Mannheim sichern

• Gesundheitsfürsorge für städtische Mitarbeiter verbessern
• Unterstützung von „Klasse 2000“ gesunde Ernährung an 

Schulen
• Unterstützung der Selbsthilfe im Gesundheitswesen auf 

kommunaler Ebene
• Prüfung eines Demenz-Dorfes nach dem Vorbild „́ de Ho-

gewey“ auf dem Gelände der Konversionsfläche (sh. Teil C 
Scharhof)

Grünflächen und Parkanlagen
• Städtische Parkanlagen in gepflegtem Zustand erhalten und 

städtische Grünanlagen in allen Stadtteilen optimieren
• Förderung von Grünflächenpatenschaften, vor allem auch in 

Wohngegenden
• Ersatzpflanzungen bei notwendigen Baumfällungen müssen 

zeitnah erfolgen
• Grünzug-Nord-Ost umsetzen / Frischluftschneise auf dem 

Spinelli-Areal realisieren
• Prioritätenliste für Spielplatzinstandsetzung, Modellpro-

jekte Kooperation Städtisches Engagement/Private Spiel-
platzpatenschaft und Ausstattung der Spielplätze auch im 
Hinblick auf die Inklusion

• Erhöhung des Etats für Spielplatzinstandsetzungen
• Melde-App für beschädigte/verschmutzte Spielplätze und 

Grünanlagen
• Nutzung der Wasserturmanlage und des Europaplatzes für 

bedeutende Veranstaltungen weiterhin in begrenztem Um-
fang ermöglichen und eine Veranstaltungskonzeption für 
diese Plätze vorlegen

Haushaltskonsolidierung
• Schuldenabbau als strategisches Ziel, eine Verschuldungs-

obergrenze definieren
• Überprüfung von Privatisierungen einzelner städt. Beteili-

gungen
• Keine Aufstockung der Aktienpakete an der MVV Energie AG
• Eine Re-Kommunalisierung der MVV Energie AG lehnen wir 

ab.
• Notwendigkeit und Umfang städtische Aufgaben ist kritisch 

mit dem Ziel zu prüfen, Ausgaben zu reduzieren, z.B. städt. 
Statiker, Baugutachter

• Entschuldungsuhr für Mannheim installieren
• Keine Erschließung von Grundstücken bzw. neuen Bau-

gebieten auf städtische Kosten; Abgabe an private In-
vestoren z.B. die Baumaßnahmen auf der ehemaligen 
Theodor-Heuss-Schule oder dem Gelände des Viktor-Le-
nel-Hauses

• Ankauf aller Konversionsflächen durch die Stadt ist nicht 
notwendig und verursacht Zusatzkosten (Zwischenfinanzie-
rung, Grunderwerbsteuer)

• Mittelfristig Rückkehr zu vier Bürgermeisterstellen
• Personalkosten in der Verwaltungsspitze reduzieren: keine 

Dienst- und Werkverträge für hochbezahlte Beratungstätig-
keiten am Gemeinderat vorbei beschließen

• Aufgabenreduzierung der Verwaltung, z.B. Fachbereich Ma-
nagemententwicklung mit Fachbereich Personal und Orga-
nisation zusammenlegen

• Abschaffung des Kommunalen Ordnungsdiensts bei ent-
sprechender Aufstockung der Landespolizei

• Anzahl von Gutachten von externen Beratern reduzieren und 
verstärkt die Kompetenz in der Verwaltung nutzen

• Die FDP fordert eine Stärkung und inhaltliche Neuausrich-
tung des Rechnungsprüfungsamtes der Stadt Mannheim. In 
Zeiten hoher Verschuldung sollte sich der Prüfungsschwer-
punkt auf die Kontrolle der Wirtschaftlichkeit und der Wirk-
samkeit der gesamten Verwaltungstätigkeit verschieben.

Infrastruktur siehe auch Radwegenetz
• Straßensanierung forcieren
• Brückensanierung forcieren
• Schulsanierungen forcieren
• Demografischen Wandel berücksichtigen – Überprüfung der 

vorgehaltenen Infrastruktur
• Freies WIFI in der Mannheimer Innenstadt durch privaten 

Investor ermöglichen
• Erhalt des City Airports Mannheim
• Ausbau der ICE-Schnellbahntrasse F-MA mit Ertüchtigung 

Hauptbahnhof weiter voran treiben
• Lärmschutz gewährleisten
• Festhalten an dritter Rheinquerung
• Ausbau und Optimierung des Radwegenetzes
• Einrichtung weiterer Fahrradstraßen

• Unterstützung des Neubaus der Landesstraße 597 von Se-
ckenheim bis Ladenburg mit einer neuen Neckarbrücke

• Baustellenmanagement in der City verbessern
• Ausschreibungen für legales Graffiti mit Stadtteilmotiven 

oder Motiven der Stadtgeschichte
• Unterführungen barrierefrei sanieren und besser beleuch-

ten, um subjektive Angsträume zu beseitigen
• Zustandsbericht für öffentliche Hochbauten wieder neu auf-

legen und nach Priorität sanieren
• Frühzeitige und stadtteilbezogene Information der Anwoh-

ner bei Baumaßnahmen in der Nachbarschaft
• Information an Baustellen über Vorhaben und Umfang ver-

bessern, insbesondere auch über den Kostenrahmen, z.B. 
mit Verweis auf Internetseite mittels QR-Code

• Kein städtischer Kauf der Staatlichen Hafengesellschaft 
Mannheim

• Verkehrsfluss Bismarckstraße verbessern, auf keinen Fall 
weiter einschränken

• Im Zuge der Konversion des Benjamin-Franklin-Villages 
muss die Stadteinfahrt B38 neu gestaltet werden (frühere 
Verlangsamung des Verkehrs, ebenerdige Überweg).

• Konversion bietet Chance, Verkehr zu entlasten z.B. durch 
Green Logistic Centrum auf Coleman

• Ertüchtigung der Straßenführung, Entwässerung, Parkraum 
im Sportpark Pfeifferswörth/Neckarplatt hat keine weiteren 
zehn Jahre bis zur BuGa Zeit.

• Kurzstreckenticket nicht nur in den Quadraten sondern auch 
in den Vororten als Pilotprojekt testen

• In allen Mannheimer Stadtteilen Errichtung öffentlicher, mit 
EURO-Schlüssel zugänglicher rollstuhlgerechter Toiletten. 
Die Verantwortung für Pflege und Reinigung ist vor Einrich-
tung im jeweiligen Stadtteil zu klären. In großen oder weit-
läufigen Stadtteilen wie z.B. Käfertal muss in Käfertal-Nord 
und Im Rott eine solche installiert werden.

Integration
• Gezielte Unterstützung für die Kinder von Zuwanderern aus 

Südosteuropa (mehr Lehrerstunden)
• Sensibilisierung für interkulturelle Pädagogik/Elternarbeit 

durchgängig von Krippe bis weiterführende Schule bei allen 
Beteiligten erhöhen

• Unterstützung von Kampagnen, um mehr Migranten für den 
öffentlichen Dienst und das Ehrenamt zu gewinnen

• Weiterer Ausbau der frühzeitigen Sprachförderung bei Kin-
dern unter Einbeziehung der Eltern

• Unterstützung einer Gesetzesinitiative zur Einführung eines 
aktiven und passiven kommunalen Wahlrechtes für mindes-
tens fünf Jahre hier lebende Nicht-EU-Ausländer

• Unterstützung der (z.B. Sport-)Vereine als Integrationsför-
derer

• Den Mannheimer Aktionsplan für Toleranz und Demokratie 
leben

Konversion siehe Stadtentwicklung

Kultur
• Flaggschiff Nationaltheater (NTM) auf Kurs halten:

• Generalsanierung angehen
• mehr finanzielle Beteiligung der Metropolregion am NTM 

auch über Landesgrenzen hinweg
• Gleichbehandlung des Nationaltheaters Mannheim mit 

den anderen Landesbühnen in Stuttgart und Karlsruhe 
(die mit deutlich mehr Landesmitteln gefördert werden)

• Führungsstruktur des Nationaltheaters 2016 überprüfen 
und gegebenenfalls Doppelspitze installieren – anstatt 
Mehr-Intendantenmodell

• Prüfung der Möglichkeiten seitens des Theaters, den Zu-
schussbedarf zu reduzieren

• Leuchtturm Reiss-Engelhorn-Museum weiter fördern
• Beendigung der Bewerbung Mannheims zur Kulturhaupt-

stadt 2025
• Neubau der Kunsthalle umsetzen – städtischen Kostenrah-

men einhalten und Fassade im Konsens mit dem ausführen-
den Architekten überprüfen

• Förderung der freien Kulturszene durch mehr Proberäume 
und Bühnen für Mannheimer Künstler in den Stadtbezirken 
statt Zentralisierung in einem neuen Zentrum für Darstellen-
de Kunst mit eigener Intendanz

• Musikhochschule in Mannheim in vollem Umfang erhalten 
(„Mannheimer Schule“)

• Bessere kulturpolitische Zusammenarbeit in der Metropol-
region

• Betreibermodell Städtische Galerie darf nicht zulasten von 
privaten Galeristen in Mannheim gehen

Metropolregion
• Zusammenschluss der regionalen Energieagenturen
• Bessere Kooperationen der kulturellen Einrichtungen um 

Synergien zu nutzen
• Kooperationen bei Angeboten und Veranstaltungen ,z.B. in 

den Bereichen Sport, Kinderbetreuung, Integration, Angebo-
ten für Senioren

• Entwicklung der Kongresszentren regional koordinieren
• Intensive Kooperation bei Konversion notwendig
• Regionalplan muss zeitnah durch den Bereich Windenergie 

ergänzt werden

Mittelstandspolitik
• siehe auch Arbeitsmarkt und Wirtschaftsförderung
• Gewerbesteuer- und Grundsteuer-Hebesätze senken, zur Er-

höhung der Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts 
Mannheim

• Abbau von Bürokratie und Ausbau von E-Government (Ver-
einfachung und mehr Transparenz von Verwaltungsprozes-
sen  durch den Einsatz von Digitalen Informations- und Kom-
munikationstechniken)

• Konversion ist eine Chance, ein vielfältiges Angebot an zu-
sätzlichen Gewerbeflächen zu entwickeln, neue Arbeitsfor-
men zu ermöglichen, Bedarf der Wirtschaft zu ermitteln und 
zu decken.

• Wirtschaftsförderung evaluieren besonders auf die Anforde-
rungen der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) hin 
(s. Arbeit)

• Förderung von Existenzgründungen, z.B. Ausbau durch KRE-
ATECH-Programm

• Zentrenkonzept strikt einhalten (s. Wirtschaft) und an die 

Konversion anpassen
• Gute Betreuung der Bestandsgewerbetreibenden um diese 

am Standort zu halten
• Stadtteilzentren sanieren, modernisieren, Parkraum schaf-

fen, um Attraktivität auch für Einzelhandel und Handwerk zu 
erhöhen

• Konkurrenz von Beschäftigungsförderungsprojekten und 
stadteigenen Betrieben/Dienstleistungen zur Privatwirt-
schaft schadet v.a. dem Handwerk und Gewerbe vor Ort und 
ist zu vermeiden

• Cluster Kreativwirtschaft verbessert das Image Mannheims, 
schafft aber nur eine überschaubare Zahl an neuen Arbeits-
plätzen

• Kleine und mittlere Unternehmen (KMUs) beraten/unter-
stützen bei der Schaffung von Ausbildungsplätzen, Arbeit-
geber mit Migrationshintergrund einbeziehen

Radwegenetz
• Komplette Öffnung der Fußgängerzone für den Radverkehr 

– angeglichen an die Zufahrt von LKWs von 20:00-11:00 Uhr
• Ganztägige Querungsmöglichkeiten für den Radverkehrs in 

den Planken/ der Breite Straße ausweiten
• Kein Bau einer eigenen Fahrradspur auf der Bismarckstra-

ße zulasten der regulären Fahrspuren. Die frei werdenden 
Mittel sollen lieber in sanierungsbedürftige Straßen und die 
Hauptachsen des Radverkehrs investiert werden. Der Lü-
ckenschluss Uni-Hauptbahnhof soll durch eine Fokussierung 
auf den Radweg hinter der Uni zum Bahnhof und Einrichtung 
einer exklusiven Fahrradstraße in den Quadraten (zwischen 
den L und M Quadraten bzw. den A und B Quadraten)

• Lückenschließung des Radwegenetzes
• Fahrradatlas erstellen
• Keine ideologische Diskussion Rad vs. PKW, sondern siche-

re Mobilität mit jedem Verkehrsmittel ist anzustreben
• Innovatives öffentliches Fahrradverleihsystem mit regiona-

ler Kooperation
• Umsetzung des 21-Punkte-Programms zur Förderung des 

Radverkehrs
• Strecken für Fahrradschnellwege prüfen

Seniorenpolitik
• Förderung des Erhalts der Selbständigkeit im Alter durch 

Förderung des barrierefreien Umbaus im Bestand sowie 
Förderung von Senioren-Wohngemeinschaften

• Ausbau des Radwegenetzes
• Barrierefreie Gestaltung des ÖPNV
• Kurzstreckenticket einführen
• Maßnahmen zur Erhöhung der subjektiven Sicherheit, z.B. 

Optimierung der Straßenbeleuchtung
• Erstellen eines Stadtplans für Geh- und Sehbehinderte
• Bedarfsgerechtes Wohnungsangebot an 1-2 Zimmer-Woh-

nungen, barrierefreie Wohnung und Infrastruktur sind anzu-
streben (s. auch Barrierefreiheit). Konversionsflächen bieten 
auch hier neue Chancen.

• Seniorengerechter Umbau im Bestand und im Quartier bei 
öffentlichen Gebäuden vorantreiben, im Privatbestand un-
terstützen durch unabhängige Beratung

• Zentrumsnahes Wohnen fördern
• Erhalt der wohnungsnahen Versorgungsstrukturen durch 

konsequente Umsetzung des Zentrenkonzeptes
• Barrierefreier Zugang zu allen öffentlichen Gebäuden, Sport-

stätten, Kulturinstitutionen
• Erstellen von „Leitlinien für ein seniorenfreundliches Mann-

heim“
• Mehr Mitgestaltungsmöglichkeit des Seniorenrats, z.B. An-

trags- und Rederecht im Ausschuss Wirtschaft, Arbeit und 
Soziales

• Seniorenrat, AG Barrierefreiheit u.ä. frühzeitig in Stadtent-
wicklungsprozesse und Seniorenbelange einbinden

• Beratung und Unterstützung optimieren durch Erhalt des Be-
ratungsangebots beim Fachbereich Soziale Sicherung

• Stärkere Unterstützung der Beratung durch den Mannhei-
mer Seniorenrat

• Ermöglichen der Teilhabe für Hilfebedürftige
• Seniorenfreizeiten für Bedürftige erhalten
• Seniorentreffs nicht weiter ausdünnen, Barrierefreiheit 

beachten, Kooperation mit Vereinen fördern
• Kontrolle der Tätigkeit der Heimaufsicht (sh. Heimbeirats-

gesetz BW)
• Kostenfreie Beratung und Schulung von Ehrenamtlichen in 

der Seniorenpolitik, z.B. von Heimbeiräten
• Ermöglichen der Teilhabe für Aktive
• Förderung und Anerkennung ehrenamtlicher Tätigkeit
• Einsatz ehrenamtlich Tätiger für Nicht-Pflichtaufgaben

Sicherheit und Katastrophenschutz
• Ergebnisses des Brandschutzbedarfsplans zeitnah umset-

zen
• Berufs- und Freiwillige Feuerwehr angemessen ausstatten
• Keine Qualitätsabstriche bei Neubau und Sanierung der Feu-

erwachen
• Gemeinsame Integrierte Leitstelle von Mannheim, Hei-

delberg und des Rhein-Neckar-Kreises (Notruf 112) soll in 
Mannheim eingerichtet werden oder das Rettungsgesetz 
muss geändert werden. Der Notruf der Mannheimer muss 
auch bei den Mannheimer Rettungskräften eingehen.

• Die Landesregierung muss für eine Verbesserung der Perso-
nalsituation bei der Mannheimer Polizei sorgen, damit die-
se ihre Aufgaben auch wahrnehmen kann. Der Kommunale 
Ordnungsdienst soll abgeschafft werden.

• Rettungsdienste unterstützen, z.B. durch Ausbildung von 
Berufsfeuerwehrleuten als Rettungssanitäter und Rettung-
sassistenten damit kurzfristigere Hilfe an Unfallorten ge-
währleistet istStadtweites Sirenenwarnsystem umsetzen

• Schul- und Radwegesicherheit gewährleisten, z.B. durch 
Schülerlotsen

• Angsträume in der Stadt identifizieren und entschärfen z.B. 
durch Beleuchtungskonzepte

Sport
• Mannheim fördert Spitzensport, ebenso wie Breitensport 

und vereinsungebundenen Sport
• Überarbeitung des Bäderkonzepts unter Einbeziehung der 

Konversionsflächen umgehend erstellen und umsetzen, das 
den Bedarf des freien Schwimmens, des Vereins- und des 

Schulsports abdeckt
• Unabhängig vom Bäderkonzept wollen wir das Carl-Benz-

Bad aufgrund seiner sozialen Stadtteilfunktion auf jeden Fall 
erhalten

• Gesamtnutzungskonzept für Herschelbad endlich vorlegen
• Sportstättensanierung kontinuierlich abarbeiten, z.B. 

Brandschutz der MTG-Halle (Olympiastützpunkt)
• Sportpark Pfeifferswörth/Neckarplatt aufwerten, vor allem 

Straßenführung, Beleuchtung, Entwässerung, Parkraum er-
tüchtigen

• Beleuchtung des Fuß- und Radwegs entlang des Neckaru-
fers beim Sportpark Pfeifferswörth

• Sportförderung in mindestens gleichem Umfang erhalten
• Jugendförderung im Sport stärk Gesundheitsprävention, so-

ziales Miteinander, Gewaltprävention, Integration, Inklusion
• Unterstützung der Vereine beim barrierefreien Zugang zu 

Sportstätten im Sinne der Inklusion
• Bei Konversion ausreichend Raum für Freizeit und Bewegung 

bereitstellen (Rad-, Wander-, Joggingwege, Skatepark usw.).
• Bedarf der Vereine aus Studie „Sport und Konversion“ be-

rücksichtigen.
• Toilettenanlage 48-er Platz errichten
• Mehrgenerationen-Sportanlagen und Projekte wie „Sport 

im Park“ bieten niederschwelliges Bewegungsangebot für 
alle Altersklassen

Stadt Mannheim als Arbeitgeber
• Gesundheitsfürsorge für städtische Mitarbeiter am Arbeits-

platz verbessern
• Überstunden und Mehrarbeitsstunden müssen überall er-

fasst und auch abgebaut werden können
• keine Dienst- und Werkverträge für hochbezahlte Beratertä-

tigkeiten am Gemeinderat vorbei beschließen.

Stadtentwicklung und Konversion
siehe auch Wohnen und Mieten
• Konversionsfläche auch für hochwertigen Wohnungsbau 

nutzen
• Mehr attraktive Bauflächen für junge Familien
• Umfangreiche Flächen zur Landschaftsentwicklung/Fri-

schluftschneisen nutzen
• Sofortige Entwicklung der Offizierssiedlung und Erhalt des 

parkähnlichen Gebietscharakters im ehemaligen Benja-
min-Franklin-Village

• Ingenieursmeile weiter entwickeln
• Eigenständige und lebendige Vororte trotz Konversion er-

halten
• Echte Bürgerbeteiligung bei Stadtentwicklung sicherstellen
• Plankensanierung (mit widerstandsfähigem und belastba-

rem Bodenbelag / Erfahrungen der Breite Straße vermeiden)
• Tattersall sanieren und aufwerten
• Erhalt der verbliebenen historischen Bausubstanz (s. Denk-

malschutz)
• Zugang zu den Flüssen schaffen, z.B. am alten Messplatz, 

Umsetzung von Konzepten „Leben am Fluss“ wie z.B. Blau_
Mannheim_Blau

• Stadtentwicklungsplan erstellen, der zukunftsgerichtet 
verschiedene Lebensaspekte wie „Wohnen-Arbeiten-Le-
ben-Demographie-Barrieren abbauen“ zusammenführt

• Unterführungen sanieren
• Aufwertung der Breite Straße und der Nebenstraßen
• Innenstadt Quadrate T4/T5 zügig entwickeln
• Glückstein Quartier zügig entwickeln
• Ehemaliges Postareal entwickeln
• Kein Fahrradweg auf der Bismarckstraße (Schlossseite) son-

dern stärkere Bewerbung der Fahrradstraße vom Bahnhof 
entlang bis hin zum Schloss und Einrichtung einer Fahrrad-
straße in der Quadraten parallel zur Bismarckstraße

• Evaluation, inwieweit die Implementierung des Gestaltungs-
beirats die Bauqualität verbessert hat bzw. falls ja, zu wel-
chem Preis

Tourismus
• Mannheim App zur Tourismusförderung
• Tourismus der Flusskreuzfahrtschiffe besser für Mannheim 

nutzen
• Flussufer attraktiver gestalten
• Der Weg von der Schiffsanlegestelle am Stephanienufer zum 

Schloss und in die Innenstadt muss auch durch eine Wegbe-
schilderung besser kenntlich und attraktiver werden.

• Aufwertung der Rheinpromenade zwischen Konrad-Adenau-
er-Brücke und der Schiffsanlegestelle Viking River Cruises 
als attraktives Eingangstor zur Stadt Mannheim

• Auf grünen Achsen ins Quadrat: Der erste Eindruck, den 
Touristen von Mannheim bekommen, soll durch Begrünen 
aller Zufahrtswege nach Mannheim, z.B. der B38 von Nor-
den und der Rheinbrücken von Westen, verbessert werden.

• Tourist-Information am Hauptbahnhof auch am Wochenen-
de öffnen

• Nah-Tourismus fördern
• Plankensanierung wertet die Innenstadt auf und unterstützt 

Einkaufstourismus
• Das „Welcome Center“ am Mannheimer Hauptbahnhof 

muss wieder „Tourist-Info“ heißen

Umwelt
• Konsequenzen aus Lärmatlas ziehen und notwendige Maß-

nahmen zügig umsetzen
• Ausbau und Optimierung des Radwegenetzes (sh. Infra-

struktur)
• Binnen- vor Außenentwicklung: Flächenrecycling, z.B. von 

Konversionsflächen und Industriebrachen, vor Neuauswei-
sung

• Optimierung des Fernwärmenetzes (sh. Energie)
• Projekt „Innenstadtbegrünung“ an geeigneten öffentlichen 

Gebäuden, Dachbegrünungen etc. zur Verbesserung des Kli-
mas und der Aufenthaltsqualität

• Grünpflegepatenschaften fördern (sh. Freizeit und Erholung)
• Einführung Kurzstreckenticket (sh. Verkehr/ÖPNV)
• Lokale und regionale Handlungsmöglichkeiten zur Effizienz-

steigerung und Energieeinsparung prüfen und umsetzen
• Wärmedämmung und Energiesanierung an öffentlichen Ge-

bäuden durchführen – aber nur dort, wo eine tatsächliche 
Kosteneffizienz realisiert werden kann

• Zusammenschluss der regionalen Energieagenturen
• Erhalt und Schaffung von Freiflächen und Frischluftschnei-

sen, z.B. im Rahmen des Grünzugs Nordost (s. Stadtent-
wicklung, Konversion),

Verkehr und ÖPNV
• Keinen ICE-Bypass: ICE-Schnellbahntrasse FRA-MA zwin-

gend über den Hauptbahnhof Mannheim und Trassenfüh-
rung im Bereich des definierten Untersuchungskorridors

• Zügige Umsetzung des Lärmschutzplans, neue Konzepte 
im Bereich der Riedbahnstrecke prüfen

• Einführung Kurzstrecken-/Stadtteilticket (sh. Umwelt)
• Weiterhin den Bau der Westtangente forcieren (sh. Infra-

struktur)
• Ausbau Radwegenetz (sh. Umwelt und Infrastruktur)
• Schaffung von mehr, wenn möglich überdachten, Fahr-

radabstellplätzen bei Bedarfspunkten (Hbf, Straßen-
bahn-Endstellen, etc.)

• Erhalt des City-Airports Mannheim (sh. Infrastruktur)
• Mehr Mittel für Straßen- und Brückensanierung einstellen
• Ausbau und Weiterentwicklung des Mannheimer Binnen-

hafens ermöglichen und nicht landespolitisch behindern
• Die Realisierung der Westtangente, zur Entlastung des 

Jungbuschs, bleibt weiterhin ein langfristiges Ziel der FDP 
Mannheim

Wirtschaftsförderung
siehe auch Arbeitsmarkt und Mittelstandspolitik
• Bestehende Cluster und Netzwerke (z.B. Biotechnologie, 

Medizintechnik, Musikwirtschaft) ausbauen
• Wirtschaftsförderung evaluieren, ob neue wirtschaftspo-

litische Strategie umgesetzt ist und Ziele erreicht werden
• Bürokratie abbauen z.B. Anmeldeverfahren statt Geneh-

migungsverfahren bei Gerüstbau, einheitliche Formulare 
in der Metropolregion, Online-Formularangebot ausbauen

• Einrichtung eines unabhängigen „Bürokratiekosten-TÜV“ 
mit Vertretern der Wirtschaft.

• Zwingende zeitliche Vorgaben für Genehmigungen z.B. zur 
Beschleunigung von Unternehmensgründungen oder -er-
weiterungen

• Keine Konkurrenz der Beschäftigungsförderungsprogram-
me zur Privatwirtschaft

• Keine Konkurrenz städtischer Betriebe zur Privatwirtschaft 
z.B. Bestattungsdienst, Stadtgärtnerei, Stadtreklame

• Neue kommunale Regelungsvorhaben vor Verabschiedung 
auf ihre Bürokratiekosten für Bürger und Unternehmen 
untersuchen.

• Zentrenkonzept konsequent umsetzen und an Konversion 
anpassen

• Investitionsstau lösen: Planung und Ausführung städti-
scher Investitionsprojekte stärker an Privatfirmen verge-
ben, z. B. an externe Ingenieurbüros

• Unterstützung bei der Gewinnung von internationalen 
Fachkräften

• Bedeutung von Dualer Ausbildung, Wissenschaft, Hoch-
schulstandort, FH, Kinderakademie, Duale Hochschule, 
Stipendien für Wirtschaft betonen

• Wirtschaftsförderung evaluieren besonders auf die Anfor-
derungen der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) 
hin

Wissenschaft
• Das Projekt Wissens- und Ingenieurmeile mit Nachdruck 

verfolgen, z.B. Umsiedlung der Duale Hochschule ins 
Glücksteinquartier unterstützen

• Exzellenz unseres Wissenschaftsstandort (Uni, Hochschu-
len, Bildungsakademie der Bundeswehr, des Handwerks 
usw.) sind wertvolle Standortfaktoren unserer Stadt.

• Medizintechnische Fortentwicklung der Universitätsmedi-
zin in Mannheim weiter stärken, bestes Beispiel: Finanzie-
rung des Pilotinkubators, um Gründung eines Fraunhofer 
Instituts für Medizintechnik voranzutreiben

• Erhalt der Musikhochschule Mannheim

Wohnen und Mieten
• Konversionsflächen bedarfsgerecht und zukunftsorien-

tiert entwickeln und bei Wohnumfeldgestaltung auf Barrie-
refreiheit achten. Hierfür ist kein Ankauf aller Konversions-
flächen nötig, da dieser die Preise für die Endverbraucher 
durch zweimalige Steuerlast unnötig erhöhen würde

• Maßnahmen ergreifen, um Wanderungsverluste der 
30-40jährigen ins Umland zu vermeiden (z.B. Anpassung 
der Vergabekriterien für städtische Baugrundstücke, weni-
ger Reglementierung in Bebauungsplänen)

• Einfamilienhäuser und barrierearme Eigentumswohnun-
gen für  mittlere Einkommensschichten auf den Konversi-
onsflächen realisieren

• Offizierssiedlung im Benjamin-Franklin-Village im Wohn-
gebietscharakter (mit großen Grundstücken bei Erhalt des 
alten Baumbestandes) erhalten und umgehend vermark-
ten

• Moderates Mietpreisniveau in Mannheim halten und güns-
tigen Wohnraum durch Bestandsoptimierung und Moder-
nisierung erreichen

• Städtische Wohnraumförderprogramme im Hinblick auf 
die Konversion auf Bedarfsgerechtheit überprüfen (Sub-
ventionsbedarf für Mietwohnungsbau sind im Neubau 
aufgrund energetischer- und bautechnischer Vorschriften 
zu hoch, daher sollte sich die Mietwohnungsförderung auf 
Bestandsimmobilien im Mietwohnungsbau konzentrieren)

• Unterstützung neuer Wohnformen und Gründung neuer 
Wohnungsgenossenschaften

• Eine Übererfüllung der städtischen Förderrichtlinien über 
bestehende energetische Standards gemäß Bundesge-
setzgebung – auch bei städtischen Bauten – lehnen wir 
ab, da die Mehrkosten in keinem Verhältnis zur Energieein-
sparung mehr stehen und ökonomisch nicht mehr darstell-
bar sind: mit der Folge, dass dadurch weniger gebaut und 
modernisiert wird!

• Erhöhung der Eigentumsquote im niedrigpreisigen Seg-
ment durch den Verkauf von GBG-Mietwohnungen an die 
jeweiligen interessierten Mieter

 
Das komplette Kommunalwahlprogramm gibt es unter

www.FDP-Mannheim.de
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